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Teil A 

Einleitung 

Gegenstand der nachfolgenden Untersuchung sind die methodischen Aspekte der 
Gesetzesentstehung und die formalen Anforderungen an die Gesetzesgestaltung 
aus historischer Sicht. Zum einen handelt es sich also um methodische Fragen des 
zweckmäßigen Werdegangs eines Gesetzes, seiner Abfassung, Bekanntmachung, 
Kontrolle und Verbesserung (Teil B dieser Untersuchung) und zum anderen um 
Fragen seiner formalen Gestaltung und des Einsatzes spezieller gesetzgebungs­
technischer Instrumentarien (Teil C dieser Untersuchung). Man kann insoweit 
also von Gesetzgebungsmethodik oder Gesetzgebungstechnik sprechen in Ab­
grenzung zu den rechtspolitischen Fragen der sachlich-inhaltlichen Gestaltung 
der Gesetze. Im Titel dieser Untersuchung ist im Übrigen auch die Bezeichnung 
»Gesetzgebungskunst« gewählt zur Kennzeichnung der historischen Dimension 
der Thematik, in der über lange Zeit methodisch-technische und inhaltliche 
Fragen der Gesetzesgestaltung ineinander flossen; eine strikte Trennung beider 
Bereiche hat für die Gesetzgebungstheorie erst zur Mitte des 19. Jahrhunderts 
Robert von Mohl eingefordert. 1 Die terminologische Bezeichnung der gesetz­
gebungstheoretischen Lehre schwankte bis ins 20. Jahrhundert meist zwischen 
»Gesetzgebungskunst« und »Gesetzgebungswissenschaft«, wobei je nach Autor ent­
weder die sachlich-inhaltliche Seite der Gesetzgebung, die methodisch-technische 
Seite oder deren beide unter den jeweiligen Begriff gefasst wurde.2 In den letzten 

1 Vgl. Mohl, Politik, Bd. 1, S. 375, Fn. 1: »Die den Gegenstand behandelnden Schriften leiden 
zum grossen Theile an einer unklaren Vermischung zweier wesentlich verschiedener Aufgaben, 
nämlich der Erörterung der Grundsätze über den wünschenswerthen sachlichen Inhalt einer 
Rechtsgesetzgebung, und der Feststellung der Regeln für eine zweckmässige Behandlung der 
Ausarbeitung und weiteren formellen Zustandebringung, d . h. der Gesetzgebungs-Wissenschaft 
und der Gesetzgebungs-Kunst.« Eine Unterscheidung dieser beiden Bereiche der Gesetzgebungs­
theorie hatten bereits in den vierziger Jahren des 19. Jahrhunderts Günther (Art. »Gesetzgebungs­
wissenschaft«, Rechtslexikon, Bd. 4, S. 755) und J;Ik/cker (Art. »Gesetz«, Staats-Lexikon, Bd. 5, 
S. 713) vorgenommen, ohne aber wie später Mohl eine klare Trennung beider Bereiche einzufor­
dern. 

2 Reiterneier (Die deutsche Gesetzwissenschaft .. . , 1804) spricht von »Gesetzwissenschaft«, K. S. 
Zachariä von der »Wissenschaft der Gesetzgebung« (1806), Gerstäcker (Systematische Darstellung der 
Gesetzgebungskunst . . „ 1837ff.) von »Gesetzgebungskunst« und Purgold von »Gesetzgebungs­
wissenschaft« (1840) , wobei alle genannten Autoren hierunter vornehmlich die inhaltliche, daneben 
aber auch die formale Seite der Gesetzesgestaltung verstehen. Günther (Art. »Gesetzgebungswissen­
schaft«, Rechtslexikon, Bd. 4, S. 755) unterteilt 1843 als Oberbegriff die »Gesetzgebungswissen­
schaft« in eine »Gesetzespolitik«, welche sich mit der inhaltlichen Gestaltung der Gesetze befasst 
und eine »Gesetzgebungskunst«, welche die formale Seite zum Gegenstand hat und Mohl (Politik, 
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Jahrzehnten des 20. Jahrhunderts hat sich demgegenüber überwiegend der Be­
griff »Gesetzgebungslehre« für die hier behandelte methodisch-technische The­
matik etabliert. 

Die theoretische Beschäftigung mit der Rechtsetzung, ihren Methoden, For­
men und Eigengesetzlichkeiten war über weite Teile des 20. Jahrhunderts in 
Deutschland ein eher vernachlässigtes Forschungsgebiet im Vergleich zu dem 
Interesse, welches Fragen der Rechtsauslegung und Rechtsanwendung entgegen­
gebracht wurde. Formale Aspekte der Gesetzesgestaltung und des zweckmäßigen 
Verfahrens zur Rechtsetzung fanden nur sporadisch und punktuell die Aufmerk­
samkeit der Rechtswissenschaft und blieben im Übrigen den Praktikern in Minis­
terien und Parlamenten überlassen. Seit den siebziger Jahren des 20. Jahrhunderts 
lässt sich jedoch ein stetig wachsendes Interesse der Rechtswissenschaft an den 
formalen und methodischen Fragen der Rechtsetzung feststellen , so dass man 
heute von einer mittlerweile etablierten »Gesetzgebungslehre« in Deutschland 
wie auch in anderen europäischen Nachbarländern sprechen kann.3 

Die historische Dimension des Forschungsgebiets blieb bei diesem neu er­
wachten Interesse an einer Gesetzgebungslehre jedoch weitgehend unberücksich­
tigt. Nur vereinzelt finden sich in der modernen Gesetzgebungsliteratur knappe 
Hinweise darauf, dass bereits im 18. und 19. Jahrhundert gesetzgebungstechnische 
Gestaltungsfragen in der Literatur diskutiert wurden. 4 Es überwiegt der Eindruck, 
man habe es mit einer im Wesentlichen neuen Forschungsrichtung zu tun, welche 
ihre Problemstellungen und Lösungsansätze von Grund herauf neu zu entwickeln 
habe, ohne an historische Vorläufer anknüpfen zu können. Auch die rechts­
historische Forschung hat zu diesem Bild beigetragen, indem im Mittelpunkt 
ihres Interesses an den gesetzgebungstheoretischen Ansichten der Vergangenheit 
in aller Regel die inhaltlichen Gesetzgebungslehren standen, die sich mit der 

Bd. 1, S. 375) differenziert 1862 zwischen »Gesetzgebungswissenschaft« (inhaltliche Gestaltung) 
und »Gesetzgebungskunst« (formale Abfassung) . Zu Beginn des 20.Jahrhunderts greifen Zitelmann 
(Die Kunst der Gesetzgebung, 1904), Hedemann (Über die Kunst, gute Gesetze zu machen«, 1911) 
und Mayr (Gesetzeskunst, 1913) den Begriff »Gesetzgebungskunst« auf und meinen hiermit 
ebenfalls die formale Seite der Gesetzesabfassung. In England hat Bentham in seinem Spätwerk den 
Kunstbegriff »Nomography« zur Kennzeichnung der Lehre von der Abfassung von Gesetzen 
kreiert, welcher sich im englischen Sprachgebrauch aber nicht durchsetzen konnte. 

3 1982 wurden eine Schweizerische Gesellschaft für Gesetzgebung und eine Österreichische 
Gesellschaft für Gesetzgebungslehre gegründet, 1987 eine Deutsche Gesellschaft für Gesetzgebung 
und 1991 eine Europäische Gesellschaft für Gesetzgebung (European Association of Legislation); 
zum aktuellen Stand der Gesetzgebungslehre in Deutschland vgl. Ulrich Karpen (Hrsg.), Zum gegen­
wärtigen Stand der Gesetzgebungslehre in der Bundesrepublik Deutschland. Zehn Jahre »Deutsche 
Gesellschaft für Gesetzgebung (DGG)«. Zehn Jahre »Zeitschrift für Gesetzgebung (ZG)«, Heidelberg 
1998; für eine Übersicht über die stetig wachsende Literatur zur modernen Gesetzgebungslehre vgl. 
z.B. Georg Müller, Elemente einer Rechtssetzungslehre, Zürich 1999, S. XV-XXII. 

4 Vgl. Heyen, S. 13ff.; No//, S. 24; Schneider, Gesetzgebung, S. 1 f.; Kindermann, Rechtstheorie 
1978, S. 232ff. Nur sehr am Rande werden gesetzgebungstechnische Aspekte in dem schlaglicht­
artig verkürzten rechtsphilosophischen Überblick über die Geschichte der Gesetzgebungstheorie 
bei Kube! (S. 17 ff.) angesprochen 
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sachlich-inhaltlichen Gestaltung der Gesetzgebung befassten. Hingegen wurde 
auch in der rechtshistorischen Forschung nur selten und punktuell danach gefragt, 
inwieweit sich in der Vergangenheit Theorien zu formalen Gestaltung der Geset­
ze und des zweckmäßigen Gesetzgebungsverfahrens herausgebildet haben. 5 Die 
historische Dimension der Gesetzgebungstechnik fiel damit sozusagen zwischen 
die Stühle sowohl der modernen Gesetzgebungslehre als auch der rechtshisto­
rischen Forschung zur Gesetzgebungstheorie. 

Ähnliche Forschungsdefizite lassen sich für die Entwicklung der Gesetzgebungs­
praxis konstatieren. Zwar ist die Entstehungsgeschichte vieler der hier behandel­
ten Kodifikationen mittlerweile recht gut erforscht und zum Teil wurden auch 
verschiedene Gesetzgebungsprojekte in ihrer sachlichen und formalen Gestaltung 
miteinander verglichen.6 Hierbei wurden aber meist nur einzelne Aspekte der 
formalen Gestaltung herausgegriffen und wurde in der Regel auch nicht der 
Versuch unternommen, das Vorgehen in der Gesetzgebungspraxis systematisch in 
Beziehung zu setzen zu den jeweiligen gesetzgebungstheoretischen Anschauun­
gen der Zeit. Die gegenseitige Beeinflussung von Gesetzgebungstheorie und 
-praxis ist also in Fragen der Gesetzgebungstechnik wenig erforscht und die 
Verbindungslinien zwischen beiden nicht über einen längeren Zeitraum verfolgt 
worden. Im Übrigen fehlt es - von Spezialuntersuchungen zu Einzelaspekten 
abgesehen - an umfassenden Untersuchungen zu den historischen Entwicklungs­
tendenzen in der neuzeitlichen Gesetzgebungspraxis in Fragen der gesetzgebungs­
technischen Gestaltung.7 

5 Vgl. die Angaben zur Sekundärliteratur im Quellen- und Literaturverzeichnis sowie die 
Einzelangaben in den Fußnoten zum jeweiligen Sachthema. 1985 wurde von der Göttinger 
Akademie der Wissenschaften eine Kommission »Die Funktion des Gesetzes in Geschichte und 
Gegenwart« eingesetzt, in deren Rahmen auch aus historischer Sicht zum Teil Fragen beleuchtet 
wurden, die in Randaspekten mit der hier behandelten Thematik zusammenhängen, wie etwa das 
Verhältnis von Gesetzgebung und Dogmatik. Mit der naturrechtlich geprägten deutschen Ge­
setzgebungstheorie des späten 18. Jahrhunderts und der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts befasste 
sich Klippe/ in verschiedenen Publikationen, wobei er erst unlängst wieder konstatierte, dass die 
reichhaltige gesetzgebungstheoretische Literatur dieser Zeit der Forschung weitgehend unbekannt 
sei und es an einer Darstellung der »Gesetzgebungswissenschaft« im 18. und 19. Jahrhundert fehle 
(Philosophie der Gesetzgebung, S. 226). Der hier gewählte Forschungsansatz ist einerseits weiter 
und andererseits enger als derjenige Klippels, indem in der vorliegenden Untersuchung einerseits 
das gesamte Spektrum der Gesetzgebungstheorie zur Sprache kommt, unabhängig davon, ob es 
sich um naturrechtlich inspirierte Beiträge handelt, zum anderen aber der Fokus hier allein auf der 
Gesetzgebungstechnik liegt und nicht auf den inhaltlichen Forderungen, welche die Gesetz­
gebungstheorie gegenüber der praktischen Gesetzgebung erhob. 

6 Dies gilt insbesondere für die großen Zivilrechtskodifikationen. So forderten einerseits ALR, 
Code civil und ABGB etliche vergleichende Stellungnahmen heraus (deren berühmteste wohl 
diejenige Savignys in seiner Streitschrift »Vom Beruf unserer Zeit für Gesetzgebung und Rechts­
wissenschaft« ist), andererseits wurden auch das deutsche BGB und das schweizerische ZGB oft 
miteinander verglichen (besonders ausführlich von Rudolf Gmür, Das schweizerische Zivilgesetz­
buch verglichen mit dem deutschen Bürgerlichen Gesetzbuch, 1965). 

7 Noch vergleichsweise große Aufinerksamkeit wurde dem allgemeinen Thema der Entwick­
lung der Rechts- bzw. Gesetzessprache zuteil, zu dem verschiedene rechtshistorische und linguis-
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Die vorliegende Untersuchung möchte einen Beitrag zur Schließung dieser 
Forschungslücken liefern und damit auch das Bewusstsein stärken für die histori­
sche Dimension der heute wieder stärker in den Vordergrund gerückten Bemü­
hungen um eine Verbesserung der Gesetzgebung. Gegenstand der Untersuchung 
bilden daher sowohl die Theorien zur vorteilhaften methodisch-technischen Ge­
staltung der Gesetzgebung als auch die Frage der tatsächlichen Vorgehensweise in 
der Gesetzgebungspraxis. Die zeitliche, räumliche und sachliche Eingrenzung des 
Untersuchungsgegenstandes bedarf hierbei noch der näheren Erläuterung. 

In zeitlicher Hinsicht liegt der Schwerpunkt der Darstellung in der Zeit von 
der zweiten Hälfte des 18.Jahrhunderts bis zu Beginn des 20.Jahrhunderts.8 Diese 
zeitliche Eingrenzung ist nicht willkürlich gewählt, sondern umfasst denjenigen 
Zeitraum, dem wir aus historischer Sicht einerseits die meisten theoretischen 
Stellungnahmen zur vorteilhaften Gesetzgebungstechnik verdanken und der an­
dererseits in der Gesetzgebungspraxis beginnend mit dem preußischen ALR bis 
hin zum schweizerischen ZGB zu umfassenden Kodifikationen führte, deren 
Entstehungsgeschichten in vielerlei Sicht Höhepunkte in der theoretischen und 
praktischen Befassung mit Fragen der Gesetzgebungstechnik markierten. Einen 
in der älteren rechtshistorischen Forschung gängigen Begriff aufgreifend wird 

tische Publikationen vorliegen, so z.B. von Brauneder (zur Gesetzessprache in Österreich 1750-
1850), Hattenhauer (zur Geschichte der deutschen Rechts- und Gesetzessprache), Heller (Rechts­
sprache im 18. Jahrhundert), Kiefner (Sprache des ALR) und Oplatka-Steinlin (Sprache von BGB 
und ZGB im Vergleich); einen aktuellen Überblick zum rechtshistorischen und linguistischen 
Forschungsstand zur Entwicklung der Gesetzessprache gibt Görgen, S. 19 f. Zwei kürzlich erschie­
nene Sammelbände zum Thema »Recht und Sprache« dokumentieren das andauernde Interesse 
an dieser Thematik aus interdisziplinärer Sicht (Recht und Sprache in der deutschen Aufklärung, 
hrsg. v. Ulrich Kronauer u. Jörn Garber (Hallesche Beiträge zur Europäischen Aufklärung: 14), 
Tübingen 2001; Sprache und Recht, hrsg. v. Ulrike Haß-Zumkehr (Institut für Deutsche Spra­
che. Jahrbuch 2001), Berlin/New York 2002). Auch wurde Ende 1999 an der Berlin-Branden­
burgischen Akademie der Wissenschaften eine interdisziplinäre Arbeitsgruppe »Sprache des Rechts« 
gebildet, deren Forschungsschwerpunkt jedoch auf der Gesetzessprache der Gegenwart liegt. Zur 
Entwicklung der Gesetzespublikationstechnik liegen Untersuchungen u. a. von Hubrich, Thieme 
und Willoweit (alle zu Preußen), Lukas (Österreich und Deutschland), Brauneder (Österreich) sowie 
A. Jr!,0lf (allgemein) vor. Zum Adressatenverständnis und den Vereinfachungstendenzen in der 
Gesetzgebung namentlich der Aufklärungszeit äußerte sich Schott in mehreren Publikationen. 
Zum Einsatz von Legaldefinitionen liegen aus rechtshistorischer Sicht zwei Publikationen von 
Friedrich Ebel vor. Für genauere Angaben zu diesen Publikationen s. im Literaturverzeichnis unter 
den genannten Autoren. Zahlreiche Spezialuntersuchungen liegen im Übrigen zur Rückwir­
kungsfrage und zum Bestimmtheitsgebot im Strafrecht aus rechtshistorischer Sicht vor, welche 
diese Fragen aber häufig eher aus Sicht des Rechtsanwenders und der Strafrechtswissenschaft denn 
der Gesetzgebungstheorie behandeln, s. hierzu die Literaturnachweise in den jeweiligen Kapiteln 
(unten S. 229ff., 361 ff.). 

8 Angesprochen ist hier nur der Zeitraum, auf dem der Schwerpunkt der Darstellung liegt. 
Daneben werden auch vor diesem Zeitraum entstandene Stellungnahmen zu gesetzgebungs­
theoretischen Einzelfragen in die Untersuchung einbezogen, soweit sie die Entwicklung in dem 
hier behandelten Zeitraum beeinflusst haben, was in England etwa für die Stellungnahmen von 
Francis Bacon, Thomas Hobbes und Matthew Haie zutrifft und für Mitteleuropa für die Stellung­
nahmen von Christian Thomasius und Christian Wolff. 
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dieser Zeitraum hier auch als »Zeitalter der Kodifikationen« bezeichnet. Ab der 
Mitte des 18. Jahrhunderts lässt sich, wie wir sehen werden, in Europaeinsprung­
haft gestiegenes Interesse an Fragen der Gesetzgebungstheorie und hierbei auch 
der formalen Gestaltung der Gesetzgebung feststellen, welches nicht zufällig ein­
herging mit den ersten Kodifikationen im engeren Sinn, die nicht länger bloß 
eine Sammlung, Ordnung und punktuelle Besserung des vorgefundenen Rechts 
vornahmen, wie es die »Landrechte« früherer Zeiten taten, sondern nunmehr mit 
dem Anspruch einer planmäßigen und systematischen Erfassung der Gesamt­
rechtsordnung oder einzelner Teile dieser unter Aufhebung der bisher geltenden 
Rechtsquellen auftraten.9 Dieses verstärkte theoretische und praktische Interesse 
an Fragen der Gesetzgebungstechnik hielt - entgegen einer bislang in der For­
schung vielfach bestehenden Vorstellung - während des ganzen 19. Jahrhunderts 
an. Zu Beginn des 20. Jahrhunderts war dann mit Vorliegen des schweizerischen 
ZGB (1912 in Kraft getreten) in Mitteleuropa die meist aus Bestrebungen nach 
nationaler Rechtsvereinheitlichung fließende »Kodifikationswelle« praktisch be­
endet und nicht zufällig tritt um diese Zeit auch eine deutliche Zäsur in der 
Gesetzgebungstheorie ein. Von vereinzelten, meist kurzen Stellungnahmen abge­
sehen, 10 entwickelte sich eine eigentliche Theorie der Gesetzgebungstechnik im 
deutschsprachigen Raum im Grunde erst wieder seit den siebziger Jahren des 20. 
Jahrhunderts. Obwohl viele gesetzgebungstechnische Einzelfragen an sich nicht 
an das Vorliegen einer Kodifikation gebunden sind, sondern sich im Prinzip auch 
bei einzelgesetzlichen Vorhaben stellen, erwiesen sich die im hier behandelten 
Zeitraum entstandenen großen Kodifikationen doch als größte Bewährungsprobe 
für die Gesetzgebungskunst, an denen sich die meisten Einzelerörterungen ent­
zündeten. 

In räumlicher Hinsicht liegt der Schwerpunkt der Darstellung auf der Gesetz­
gebungstheorie und Gesetzgebungspraxis in Deutschland, Österreich, der Schweiz 
und England (einschließlich Britisch-Indiens). Die Einbeziehung aller drei deutsch­
sprachigen Nationen erwies sich schon im Hinblick auf die enge Beziehung und 
Wechselwirkung, welche im hier untersuchten Zeitraum zwischen der Rechts­
wissenschaft dieser Staaten im Allgemeinen, speziell aber auch zwischen der 
Gesetzgebungstheorie und der Gesetzgebungspraxis dieser Länder bestand, als 
sinnvoll, zumal die Privatrechtskodifikationen in Preußen (ALR) und Österreich 
(ABGB) sowie in Deutschland (BGB) und der Schweiz (Obligationenrecht und 
ZGB) jeweils in etwa zeitlich parallel verliefen und nicht ohne Einfluss aufeinander 
blieben. 

~ Näher zum Kodifikationsbegriff dieser Zeit unten S. 489 f. 
10 Einen Überblick über ältere deutschsprachige Schriften zur Gesetzgebungslehre, welcher 

vornehmlich die Zeit von 1900 bis 1980 berücksichtigt, gibt Eberhard Baden, Auswahlbibliographie 
zur Gesetzgebungslehre, in: Waldemar Schreckenberger/Klaus König/Wolfgang Zeh (Hrsg.), 
Gesetzgebungslehre. Grundlagen - Zugänge - Anwendung, Stuttgart usw. 1986, S. 187-201, 
hier: S. 189 ff. 
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Auf den ersten Blick überraschender mag die Einbeziehung der englischen 
Gesetzgebungstheorie und -praxis sein. 11 Sie erwies sich aber im Verlauf der 
Untersuchung als überaus aufschlussreich und ergiebig. Zum einen hat England 
mit Francis Bacon und Jeremy Bentham zwei der interessantesten Gesetzgebungs­
theoretiker überhaupt hervorgebracht, deren Ausstrahlkraft weit über die Gren­
zen Englands hinausreichte.12 Auch erscheint mir die Gegenüberstellung der in 

11 Zahlreiche der in dieser Untersuchung verwerteten Quellen zur Gesetzgebungspraxis Eng­
lands und Britisch-Indiens sind in Form von Drucksachen des englischen Parlaments aus dem 19. 
Jahrhundert zugänglich. Die Zitierung dieser »Parliamentary Papers« folgt einer in England für 
Parlamentsdrucksachen des 19. Jahrhunderts gebräuchlichen Form. Zitiert ist zunächst der Titel 
des jeweiligen Dokuments mit der Seitenzahl der Fundstelle in diesem Dokument. Hierauf folgt 
die Angabe der Fundstelle in den »Parliamentary Papers«, wobei zunächst die Jahreszahl der 
Parlamentssession angegeben ist, dann in Klammern in arabischen Ziffern die Nummer der 
Drucksache innerhalb dieser Session und anschließend in römischen Ziffern die Nummer des 
einschlägigen Bandes innerhalb der gebundenen Serie der Parlamentsdrucksachen dieser Session. 
Die Angabe der Seitenzahl bezieht sich also auf die Paginierung des jeweiligen Dokuments, aus 
dem zitiert wird, welche nicht zwingend mit der Paginierung der verschiedenen gebundenen 
Ausgaben der Parlamentsdrucksachen übereinstimmen muss. Dies ermöglicht ein schnelles Auf­
finden der Fundstelle auch dann, wenn dem Leser das Dokument etwa in Form der nicht seltenen 
Separatdrucke vorliegt. House of Commons und House of Lords geben getrennte Reihen von 
Parlamentsdrucksachen heraus. Sofern sich ein Dokument ausschließlich in der vom House of 
Lords herausgegebenen Serie von Parlamentsdrucksachen befindet, ist dies durch den Zusatz 
»(HL)« im Anschluss an »Parliamentary Papers« kenntlich gemacht; in allen Fällen, in denen dieser 
Zusatz fehlt, befindet sich die zitierte Quelle in der Serie der vom House of Commons herausge­
gebenen Parlamentsdrucksachen (welche in der Regel leichter zugänglich sind) . Beispiel: Report 
from the Select Committee on Acts of Parliament (25 June 1875), S. 3, in: Parliamentary Papers 
1875 (280) viii. Parlamentsdrucksachen aus der Zeit vor 1801 sind regelmäßig nach der Fundstelle 
in dem von Sheila I..ambert herausgegebenen Nachdruck der so genannten »Abbott Collection« 
und »First Series« zitiert (»House of Commons Sessional Papers of the Eighteenth Century«); im 
Falle eines (für wichtige Dokumente aus der Zeit vor 1801 nicht seltenen) Abdrucks in den 
»Journals of the House of Commons« ist im Quellenverzeichnis auch diese Fundstelle angegeben. 

12 Zur Authentizität der Schriften Benthams und der hier gewählten Zitierweise sind eingangs 
einige erklärende Worte nötig. Bentham hat sich nur in den wenigsten Fällen selbst um die 
Herausgabe seiner Schriften gekümmert oder diese auch nur in eine druckfertige Fassung ge­
bracht. In der Regel überließ er es seinen Schülern und Anhängern, seine Schriften in einen 
druckfertigen Zustand zu versetzen und herauszugeben (vgl .John Hili Burton, Introduction to the 
study of the works of Jeremy Bentham, in: Bentham, Bowring-Edition Bd. 1, S. 1-83, hier: S. 11 : 
»lt was his opinion, that he would be occupied more profitably for mankind in keeping his mind 
constantly employed in that occupation to which it was supereminently fitted, and in which it 
seemed to find its chief enjoyment - ratiocination. He thought that while he lived in the 
possession of this faculry, he should give as much of the results of it to the world ... and he left it 
to others to shape and adapt to use the fabric of thought which thus came out continuously from 
the manufactory of his brain.«) . Viele der für die hier behandelte Thematik relevanten frühen 
Schriften Benthams sind zu dessen Lebzeiten nicht in Englisch publiziert worden, sondern wurden 
von seinem Genfer Bewunderer Etienne Dumont anhand der Manuskripte Benthams zusammen­
gestellt, ins Französische übersetzt und veröffentlicht. Hierbei handelte es sich nach eigenem 
Bekunden Dumonts nicht um Übersetzungen der genauen Worte, sondern der Ideen Benthams 
(vgl. Dumonts Vorwort zu Benthams »Traites de legislation . . . «, S. ix). Eine englische Ausgabe 
dieser Schriften erschien in vielen Fällen erst posthum durch die Edition von John Bowring (The 
Works of Jeremy Bentham, 1838-1843) und viele dieser Schriften sind auch noch nicht in der 
modernen, seit 1968 erscheinenden kritischen Edition der »Collected Works« Benthams editiert 
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Deutschland, Österreich und der Schweiz angewandten Gesetzgebungstechnik 
mit derjenigen einer vom Common-law-System geprägten Rechtsordnung we­
gen ihrer strukturellen Andersartigkeit in vielerlei Punkten aufschlussreicher als 
etwa ein Vergleich mit der (methodisch näher stehenden) französischen Gesetz­
gebungstechnik. Zudem nahm die englische Gesetzgebungstechnik durch den 
Einsatz professioneller »law-maker« im 19. Jahrhundert eine andere Entwicklung 
als auf dem Kontinent. Die englischen Gesetzgebungsarbeiten dieser Zeit sind 
durch eine größere »Technizität« geprägt als vergleichbare kontinentaleuropäische 
Gesetzgebungsarbeiten. Die aus der kontinentaleuropäischen Gesetzgebungsdis­
kussion des 19. Jahrhunderts nicht wegzudenkenden Forderungen nach Volks­
tümlichkeit und Kürze der Gesetze gewannen in England nicht annähernd die 
Bedeutung, die sie in Kontinentaleuropa besaßen, was sich prägend auf den 
Gesetzgebungsstil auswirkte. Schließlich besaß der im Vergleich zu Kontinental­
europa wesentlich ältere Parlamentarismus Englands einen reichhaltigen Erfah­
rungsschatz, dem im Hinblick auf Fragen des vorteilhaften Geschäftsgangs von 
Gesetzgebungsverfahren zum Teil Vorbildfunktion zunächst für Frankreich und 
dann auch für den sich in Deutschland im 19. Jahrhundert entwickelnden Parla­
mentarismus zukam. 

Eine vergleichende Einbeziehung der Gesetzgebungspraxis weiterer Länder, 
etwa Frankreichs, musste demgegenüber unterbleiben, so reizvoll auch z.B. ein 

worden (so z.B. die in dieser Untersuchung häufig zitierten Schriften »General view of a complete 
code of laws«, »Principles of the civil code«, »Essay on the promulgation of laws . .. «und »Essay on 
the influence of time and place .. . «) . Textverweise auf diese Schriften werden in der vorliegenden 
Untersuchung daher zum leichteren Auffinden parallel nach der Bowring-Edition und der ersten 
Dumont-Ausgabe zitiert (Traites de legislation civile et penale, 3 Bde, Paris 1802). Wortzitate 
wurden in diesem Fall der Bowring-Edition entnommen, welche die Manuskripte Benthams in 
der Regel vollständiger wiedergibt als die Dumont-Ausgabe (so fehlt etwa in der Dumont­
Ausgabe das abschließende 34. Kapitel (»Interpretation, Conservation and Improvement of a 
Code«) der Schrift »General view of a complete code oflaws«). Bei denjenigen Schriften Benthams, 
zu denen eine moderne Edition im Rahmen der »Collected Works« vorliegt, wird nach dieser 
zitiert und nur, wo dies nicht der Fall ist, nach der (modernen Editionsstandards nicht genügen­
den) Bowring-Edition. Besonderheiten gelten für Benthams Alterswerk »Constitutional Code« . 
Den ersten Band dieses auf drei Bände angelegten Werkes hat Bentham noch selbst 1830 veröf­
fentlicht. Dieser Band wurde der Ausgabe des »Constitutional Code« in der modernen Edition der 
»Collected Works« zugrunde gelegt, die daher wie die Ausgabe von 1830 nur die Kapitel 1-IX 
umfasst. Die geplanten Ergänzungsbände zum »Constitutional Code« sind in der Collected­
Works-Edition bislang nicht erschienen. Für die übrigen, von Bentham in Manuskriptform 
hinterlassenen Kapitel X-XXXII des »Constitutional Code« ist daher nach wie vor auf Band 9 der 
Bowring-Edition zurückzugreifen. Die vorliegende Untersuchung verweist daher für die Kapitel 
1-IX des »Constitutional Code« auf die moderne Collected-Works-Edition, für die übrigen 
Kapitel auf die Bowring-Edition. Der Herausgeber von Bd. 9 der Bowring-Edition, Richard 
Doane, hat die von Bentham selbst für den »Constitutional Code« vorgesehenen Kapitel !-XXXII 
als »Book II« zusammengefasst und diesen als »Book I« weitere (nach seiner Einschätzung von 
Bentham als ausführliche Einleitung zum »Constitutional Code« gedachte, aber mit diesem nur in 
einem losen Zusammenhang stehende) Ausführungen Benthams vorangestellt. Den Verweisen auf 
die Bowring-Edition des »Constitutional Code« in der vorliegenden Untersuchung ist daher der 
Hinweis »Buch II« vorangestellt. 
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Vergleich mit der bei der Entstehung der napoleonischen Gesetzbücher an­
gewandten Kodifikationstechnik gewesen wäre, weil sie den Rahmen des in einer 
Einzeluntersuchung verarbeitbaren Materials endgültig gesprengt hätte und der 
Vergleich mit der englischen Gesetzgebungstheorie und -praxis aus den genann­
ten Gründen aufschlussreicher erschien. Allerdings bezieht die Untersuchung auf 
Seiten der Gesetzgebungstheorie über die genannten Länder hinaus auch Autoren 
anderer Länder ein, sofern sich eine über die Grenzen ihres Landes hinausgehende 
Rezeption ihrer Ansichten und infolgedessen eine Bedeutung für die deutsch­
sprachige oder englische Gesetzgebungstheorie feststellen ließ, was etwa für die 
französischen Gesetzgebungstheoretiker Montesquieu, Mably, Rousset und Geny, 
die Italiener Beccaria und Filangieri und den Niederländer Meijer zutrifft. 

In sachlicher Hinsicht liegt der Schwerpunkt der Untersuchung auf ausge­
wählten Kodifikationsprojekten der genannten Länder. Im einzelnen handelt es 
sich hierbei um die Gesetzgebungsarbeiten zum preußischen ALR von 1794, zum 
österreichischen ABGB von 1811, zum bayerischen Strafgesetzbuch von 1813, 
zum preußischen Strafgesetzbuch von 1851, zum Strafgesetzbuch für Britisch­
Indien von 1860, zum deutschen BGB von 1896 und zum schweizerischen ZGB 
von 1907.13 Auch diese Schwerpunktsetzung bedarf einiger Worte der Erläute­
rung. Was zunächst die Grundentscheidung betrifft, die Gesetzgebungspraxis 
vornehmlich anhand von großen Kodifikationsprojekten zu untersuchen, so be­
ruht diese auf der Überlegung, dass die Arbeiten an diesen Gesetzbüchern wegen 
der Bedeutung und des Umfangs der Regelungsmaterie, der oft langen und wech­
selhaften Entstehungsgeschichte, der Sorgfalt und methodischen Selbstreflexion der 
hieran Beteiligten und der großen Anteilnahme der Fachöffentlichkeit an diesen 
Gesetzgebungsprojekten für die hier untersuchten gesetzgebungstechnischen Fra­
gestellungen besonders ergiebig sind. Die Praxis der Einzelgesetzgebung kommt 
daneben insbesondere bei der Darstellung der Gesetzgebungspraxis Englands zur 
Sprache, welches erst gegen Ende des 19. Jahrhunderts erste Teilkodifikationen 
wichtiger Rechtsbereiche schuf, sowie dann, wenn sie sich von der bei den 
Kodifikationen zugrunde gelegten Gesetzgebungstechnik grundsätzlich unter­
schied. 

Die Untersuchung umfasst sowohl Privatrechtsgesetzbücher als auch Straf­
gesetzbücher, um auf diese Weise einen möglichst repräsentativen Querschnitt 
durch die Gesetzgebungspraxis im behandelten Zeitraum zu geben und der in der 
rechtshistorischen Forschung zum Teil noch immer anzutreffenden einseitigen 
Konzentration auf die Privatrechtsgesetzgebung entgegenzuwirken. Nur so ist es 
auch möglich, Strukturunterschiede in der Gesetzgebungstechnik des Privat­
rechts und des Strafrechts aufzudecken und die Verbindungslinien zur Gesetz­
gebungstheorie (welche in der Regel Anwendbarkeit auf die Zivil- und Strafge-

13 Hinweise auf Vorschriften dieser Gesetzbücher beziehen sich, soweit nicht anders angege­
ben, stets auf die Fassung des Gesetzbuchs bei seinem Inkrafttreten. 
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